
Prekarisierung  und
Bildungsabbau  stoppen  –  „Mit
alten  Erfahrungen,  eine  neue
Bewegung aufbauen“
Wir veröffentlichen hier die Resolution „Prekarisierung und Bildungsabbau
stoppen – Mit alten Erfahrungen, eine neue Bewegung aufbauen“, die wir an
diesem  Wochenende  auf  der  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenz  in
Hannover einbringen. Denn auch wenn die Bewegung so nicht mehr existiert,
sind  die  Probleme  geblieben  und  mit  ihnen  die  Notwendigkeit  einer
klassenkämpferischen  Jugendbewegung  in  Deutschland.

Was  auf  den  letzten  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenzen  bereits
diskutiert  wurde,  hat  sich im vergangenen Jahr  bestätigt.  Die  ehemalige
„Bildungsstreikbewegung“ existiert so nicht mehr. Doch das veranlasst uns
nicht dazu anzunehmen, dass es keine weiteren Angriffe gibt, die Probleme
verschwunden  sind.  Es  gab  zwar  seit  mehr  als  2  Jahren  keine  starke
bundesweite Bewegung, doch fanden regionale Kämpfe statt. Es gibt nach
wie vor das Potential Jugendliche für ihre Interessen in Aktion zu bringen.
Die damalige Bewegung hat eine Schicht von Jugendlichen geschaffen, die
sich mit politischen Themen beschäftigt, sich dafür organisieren will und auf
gemachte Erfahrungen ab 2007 zurückgreifen kann.

Doch sind viele dieser Jugendlichen nicht mehr in den Schulen,  sondern
bereits in Ausbildung oder Betrieb. Auch hat sich eine neue Schicht von
Jugendlichen  entwickelt,  die  zunehmend  von  Prekarisierung,
Perspektivlosigkeit und steigender Konkurrenz – direkt in der Bildung oder
am Arbeitsmarkt – betroffen ist. Während im Rest Europas die Jugend von
Sparmaßnahmen  betroffen  ist,  die  von  Berlin  aus  geplant  werden,  sind
Jugendliche in Deutschland vor allem durch antisoziale Gesetze bei Hartz IV,
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durch Leiharbeit  oder  durch soziale  Selektion an den Schulen betroffen.
Deshalb  braucht  die  Jugend  in  Ländern  wie  Spanien  oder  Griechenland
unsere Solidarität, gleichzeitig ist ihr Kampf motivierend und ein Vorbild für
die deutsche Jugend.

Zusammen  kämpfen,  gemeinsam
streiken – in diesem Sinne müssen
die Initaitiven und Organsationen
der linken und Arbeiterjugend für
breite  Proteste  zusammengeführt
werden.

Eine neue Bewegung muss sich an diesen Umständen orientieren, um die
bereits  politisierten  Jugendlichen  erneut  zu  gewinnen  und  neuen
Generationen  eine  Perspektive  anzubieten.  Dafür  braucht  es  eine  breite
Aktionseinheit  der  linken  Organisationen,  Schüler,  Studierenden-  und
Auszubildendenvertretungen und ihrer Initiativen. Außerdem sollte sich eine
neue Bewegung von Anfang auf lokale, unabhängige Aktionskomitees und
Bündnisse  der  Aktivisten  stützen,  diese  aktiv  aufbauen  und  sie  auf
bundesweiter  Ebene  zusammenzubringen.  Denn  es  geht  nicht  nur  um
verständliche Slogans, die von einer breiten Masse getragen werden können.
Die  Bildungsproteste  in  Quebec  und  Großbritannien,  die  Generalstreiks
Spanien und Frankreich haben gezeigt, dass es eine starke Organisation aller
braucht: eine unbürokratische, aus der Bewegung gewachsene Schüler- und
Studentengewerkschaft.

Die stärker werdende Krise in Europa wird diese Tendenzen noch vertiefen.
Die  Notwendigkeit  einer  Jugendbewegung  in  Deutschland  wird  sich
zuspitzen. Die gesellschaftliche Diskussion zur kommenden Bundestagswahl
ist unsere Chance, die dringenden Fragen der Jugend nach Bildung, sicheren
Arbeitsplätzen  und  ihrer  Rolle  in  der  Gesellschaft  erneut  auf  die
Tagesordnung zu setzen. Wir dürfen die Antworten darauf nicht den jetzigen
Regierenden überlassen, sondern sollten mit Protesten für unsere eigenen
Positionen und Forderungen mobilisieren.
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Die  Bildungsstreikkonferenz  fordert  daher  ihre  Teilnehmer,
Jugendgewerkschaften,  linke  Organisationen  und  Parteien,  sowie  die
Initiativen  und  Vertretungen  der  Schüler,  Studierenden  und  arbeitenden
Jugendlichen auf:

Eine  breite  bundesweite  Aktionskonferenz  im  Frühling  für  die
Planung von Massenprotesten vor den Bundestagswahlen im Sommer
zu organisieren.
Aktionskomitees aufzubauen und mit existierenden Strukturen unter
den oben genannten Themen der Bewegung zusammenzuführen.
Gemeinsame Jugendblöcke und Aktionen im Rahmen existierender
Kampagnen  (z.B.Aktion  Übernahme,  Solidaritätsproteste  mit
Südeuropa, Kämpfe gegen Sozialabbau und Krise) zu organisieren,
um die Idee einer neuen Jugendbewegung aufleben zu lassen.

Resolution  für  die  Konferenz  der  Bildungsstreikakitivisten,
REVOLUTION-Deutschland

Hungry  Britain  –  Sparpolitik
treibt Millionen in die Armut

Bilder von langen Schlangen, die wie
in  Athen  an  den  Suppenküchen
a n s t e h e n  –  b a l d  a u c h  i n
Großbritannien?

Seit  Beginn  der  Krise  und  insbesondere  Seit  die  Konservativ-Liberale
Koalition  in  Großbritannien  an  der  Macht  ist,  werden  Monat  für  Monat
weitere Sparmaßnahmen durchgesetzt, Milliarden von Pfund wurden in den
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öffentlichen  Ausgaben  gestrichen,  zehntausende  haben  bereits  ihre
Arbeitsplätze  verloren,  während  Pensionen  und  das  Gesundheitswesen
zerschlagen  werden.  So  leben  mittlerweile  mindestens  13  Millionen
Menschen in Großbritannien unter der Armutsgrenze und selbst in einem
industrialisierten Land, wie Großbritannien leiden jeden Tag Menschen an
Hunger – sind gezwungen Suppenküchen und Essensausgaben zu besuchen.

Die  Gründe für  den Hunger  reichen von Arbeitslosigkeit  bis  zu  privater
Verschuldung.  2011-12  waren  daher  128.687  Menschen  von  den
Essensausgaben  abhängig,  100%  mehr  als  im  Vorjahr.

Essensausgabe in Coventry

Eine der größten Suppenküchen in Großbritannien ist in Coventry und wird
durch den Trussell Trust betrieben. Drei Tage in der Woche gibt es dort
qualitativ hochwertige Lebensmitteln wie Reis, Zucker, Konserven Fleisch,
Fisch und Getreide. Allerdings kann man nicht einfach hingehen und essen.
Die Einzigen, die eine Mahlzeit bekommen, sind diejenigen, die durch soziale
Dienste oder staatliche Beratungsstellen dorthin verwiesen werden. Sobald
sie ein- oder zweimal dort war, wird man in Programme gebracht, um die
Ursache seiner Armut zu erklären.

43% der Menschen, die die Essensausgaben besuchen, tun dies, weil sie auf
Sozialhilfe, Pensionen etc. angewiesen sind, die gestrichen wurden, deren
Zahlung sich verzögert oder das Geld, das sie bekommen einfach nicht genug
ist, um sich zu ernähren. Darüber hinaus wurden in den ersten 3 Monaten
diesen Jahres 167.000 Menschen ihre Arbeitslosenhilfe ohne ersichtlichen
Grund gestrichen. Wenn das geschieht, haben viele kaum eine andere Wahl,
als die Suppenküchen aufzusuchen und ein „Krisen-Darlehen“ aufzunehmen.

Die anderen 57% haben zwar Arbeit, können es sich aber trotzdem nicht
leisten,  sich selbst zu ernähren. Viele von ihnen können sich kein Essen
leisten, weil sie Schulden aufgenommen haben, um Rechnungen zu bezahlen,
die sie nun zurückzahlen müssen – von dem Geld, von dem sie eigentlich
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Essen  kaufen  müssten.  Denn  viele  borgen  sich  Geld  von  trügerischen
Geldleihern,  die  sich  mit  den  Betroffenen  anfreunden,  um  sie  dann  zu
zwingen das Geld zu horrenden Zinsen zurückzuzahlen.

Doch es gibt keine 250 Tafeln in Großbritannien, die mehr als drei Mal die
Woche geöffnet haben. Während also das Sozialsystem für diejenigen, das in
der Theorie diejenigen unterstützen sdollte,  die es nicht selbst  können –
erschwert es in der Tat ihr Leben. Mit Sozialleistungen, die nicht reichen, um
die  eigene Existenz zu sichern und einer  Regierung,  die  Tausenden von
Menschen jeden Tag ihre Zahlungen verweigert, nur um die Statistiken zu
senken, ist es kein Wunder, dass die Menschen beginnen zu hungern.

Dem  muss  mit  geeintem  Widerstand  von  Arbeitslosen  und  Arbeitenden
geantwortet  werden.  Die  Gewerkschaften  und  Arbeiterorganisationen
müssen den politischen Widerstand organisieren, aber auch die Versorgung
der Hungernden gewährleisten, als Teil ihres Widerstands.

Jobs  für  Alle,  bei  Verkürzung  der  Arbeitszeiten  und  einem
Mindestlohn, der von der Arbeiter-und Jugendbewegung festgesetzt
wird!
Für  ein  Mindesteinkommen,  von  dem  sich  gut  Leben  lässt,  für
diejenigen, die nicht mehr Arbeiten können oder keine Arbeit finden!
Für eine Arbeitslosenbewegung innerhalb der Arbeiterbewegung –
Beteiligt euch am Generalstreik am 20.11.2012 in Großbritannien!

Artikel von Sally Turner, REVOLUTION-Großbritannien (mit Ergänzungen)

Bankrott – aber nicht am Ende!

Quelle: Scharf-Links
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Warum  also  nicht  etwas  riskieren,  Widerstand  organisieren  oder  einen
Aufstand wagen, einen kleinen oder auch größeren, so oder ähnlich dürften
derzeit viele denken in Spanien, in Griechenland. Und sie tun es, die Mineros
(Minenarbeiter_innen in Asturien),  die Stahlarbeiter_innen in Thessaloniki
und  viele,  viele  andere  Jugendliche,  Arbeitslose,  Arbeiter_innen,
Rentner_innen in ganz Europa – hunderttausende, bis zu 800.000 waren es
am 19. Juli in Madrid, mehrere Millionen waren es letzte Woche in Portugal
und Spanien. Sie müssen befürchten, dass es für sie nach Jahren steigender
Arbeitslosigkeit, sozialer Angriffe, Kürzungen in Bildung, Gesundheit, Rente
nun noch viel schlimmer kommt, denn das ist der Plan ihrer Regierungen, der
EU und ganz besonders „unserer“ Frauen und Herren Merkel und Rösler.
Doch dieser Plan kann gestoppt werden, und dass hierfür der erste Schritt
bereits  getan  ist,  das  zeigen  die  hektischen  Reaktionen  der  rechten
deutschen Presse, die ein „Umkippen“ Spaniens befürchtet. Sind die Proteste
also  bloß  Ausdruck  einer  Verzweiflung  angesichts  des  unvermeidlichen
Bankrotts?

Nein,  sie  sind vielmehr die  richtige und notwendige Reaktion –  auf  den
Versuch der herrschenden Kapitalist_innen, ihre Krise in unseren Ruin zu
verwandeln. Der Kampf gegen Sparprogramme und „Bankenrettung“ kann
erfolgreich sein, und so er das in Spanien und Griechenland nicht ist, werden
auch uns derartige Angriffe nicht erspart bleiben. Von den Zuständen manch
anderer Länder – in Griechenland und Spanien sind mehr als die Hälfte der
Jugendlichen arbeitslos – sind wir in Deutschland weit entfernt. Doch die
Durchsetzung der gewaltigen Sparprogramme dort würde die Situation für
uns  nicht  etwa  verbessern  –  ganz  im  Gegenteil  wären  die  deutschen
Kapitalist_innen ermutigt, auch uns solche Einschnitte aufzuhalsen: Denn sie
wissen, dass sie hauptsächlich deswegen besser dastehen, weil bereits seit
Jahren die Löhne in Deutschland stagnieren und Hartz 4, Agenda 2010 und
Leiharbeit  höhere Profite  als  anderswo erlauben.  Und umgekehrt  ist  das
Fehlen  von  massenhaftem  Widerstand  in  Deutschland,  vor  allem  das
weitestgehende Stillhalten von Gewerkschaften und der Partei „DIE LINKE“
mit dem Ziel, „friedlich und ruhig“ durch die Krise zu kommen, nicht nur ein
schändlicher Verrat an der Bevölkerung in „Krisenländern“, sondern wird auf
uns selbst zurückfallen, sobald Griechenland und Spanien „abgehakt“ ist. Der



Kampf gegen die Politik der Bundesregierung ist daher jetzt notwendig – es
ist falsch, erst auf die „Zuspitzung der Lage“ zu warten (wie manche linke
Reformist_innen in Deutschland, aber auch SYRIZA in Griechenland)  oder –
wie  die  DGB-Gewerkschaften  in  den  Tarifrunden  vormachen  –
„verantwortungsvoll“  gemeinsam  mit  den  Kapitalist_innen  die  Krise
„auszustehen“.  Verantwortungsvoll  ist  dies  nur  vom  Standpunkt  der
Ausbeuter,  den  Kapitalist_innen.

Für den Kampf gegen die Krise schlagen wir folgende Schritte vor:

Europaweite  Mobilisierung  gegen  Fiskalpakt,  Sparpaket,
Bankenrettung!  In  ganz  Europa  muss  2012  ein  Herbst  des
Widerstandes  werden!
Generalstreiks in Spanien und Griechenland sind in der Diskussion.
Diese sind notwendig, wenn die Verarmung gestoppt werden soll!
Solidaritätsstreiks  auch  in  Deutschland!  Überhaupt  jeder
Arbeitskampf,  jede  Demo muss  auch Solidarität  mit  Spanien  und
Griechenland zum Ausdruck bringen!
Unterstützung muss praktisch werden: Solidaritätskomitees in jeder
Stadt!  Kampf  der  nationalistischen  Hetze  gegen  Griechenland!
Materielle  Unterstützung für die griechische Arbeiter_innenklasse,
wo der Kampf dies erfordert!
Aktionstag „UMfairTEILEN“ am 29. September: Alle auf die Straße,
in jeder Stadt! Bildet Vorbereitungskomitees!
Schluss mit dem Stillhalten der Gewerkschaftsführungen! Ernsthafte
Mobilisierung, klassenkämpferische Opposition von unten!
Für  eine  europaweite  Konferenz  der  Linken,  Arbeiter_innen-  und
Jugend-Aktivist_innen zur Verstärkung des Kampfes gegen die Krise –
beteiligt euch vom 08.-11. November an „Florenz 10+10“. Macht es
mit  uns  zu  einer  europaweiten  Aktionskonferenz  unseres
Widerstandes!



Athen,  Berlin,  Madrid  –
gemeinsam gegen Sparpolitik

„Der Hauptfeind steht im eigenen
Land!“  sagte  Karl  Liebknecht
Anfang  des  20.  Jahrhunderts.
Heute,  wo  die  herrschenden
Klassen  versuchen  die  Arbeiter
und  Jugendlichen  Europas
untereinander  auszuspielen  ist
der  Satz  aktueller  denn  je.
Unsere  Waffe  dagegen:  die
revolutionäre  internationale
Solidarität!

Zum  15.  und  25.  September  2012  mobilisieren  die  spanischen
Gewerkschaften  und  Teile  der  15-M-Bewegung  zu  einem  „Marsch  auf
Madrid“. Sie protestieren damit gegen die massive Sparpolitik der Troika aus
EU, EZB und IWF. Diese sieht enorme Einschnitte bei Löhnen der öffentlich
Beschäftigten, eine Verschlechterung des Arbeits- und Sozialrechts und eine
Privatisierung  der  Altersvorsorge  vor.  Damit  droht  Spanien  das  „zweite
Griechenland“ zu werden.

Auch  in  Griechenland  werden  die  Spardiktate  gegen  die  lohnabhängige
Bevölkerung mit immer größerem Druck vorangetrieben. So sind weitere
Kürzungen auf Kosten der Rentner geplant. Offen wird über die Einführung
von  „Wirtschaftssonderzonen“  diskutiert.  In  diesen  gibt  es  keine
gewerkschaftlichen und tarifvertraglichen Rechte. Dafür brauchen die hier
angesiedelten Unternehmen kaum Steuern zahlen. Hinter der Troika steht
vor allem Deutschland. Die BRD nutzt die jetzige Krise dazu, auf Kosten der
Werktätigen  anderer  EU-Staaten  die  internationale  Wettbewerbsfähigkeit
ihrer eigenen Banken und Konzerne zu verbessern. Dabei kümmert es sie
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nicht, dass die Situation in Griechenland und in Spanien längst die Kriterien
einer humanitären Katastrophe erfüllt (Arbeitslosigkeit in beiden Ländern um
die 25 %, Jugendarbeitslosigkeit über 50 %, Zunahme von Obdachlosigkeit,
Selbstmorden  und  Armutsprostitution).  Besonders  die  schwarz-gelbe
Koalition macht fortwährend mehr Druck für neue Kürzungswellen, fordert
offen „Exempel zu statuieren“ und verschärft rassistische Töne gegen die
„faulen Südländer“.

Derweil wächst in Griechenland die faschistische Gefahr. Im Aufwind der
herrschenden  Propaganda  gegen  Immigranten  und  andere
„Sozialschmarotzern“ machen Faschisten der Partei „Goldene Morgenröte“
Jagd auf die sozial Schwächsten. Die griechische Regierung begleitet diesen
Kurs, indem sie Tausende von Migranten in Internierungslager steckt. Gegen
diese  sozialen  Angriffe  wächst  auch  in  Griechenland  und  Spanien  der
Widerstand.

Es ist längst überfällig, etwas dagegen zu tun! Griechenland und Spanien
sind die Experimentierfelder für neoliberale Krisenlösungen, die früher oder
später auch hier in Deutschland eingeführt werden. Bereits jetzt leben 6 Mio.
Menschen  in  Deutschland  mit  einem  Existenzminimum  am  Rand  der
Gesellschaft. Allein die jetzige Solidarität und der gemeinsame Kampf mit
unseren  Kolleginnen  und  Kollegen  in  Griechenland  und  Spanien  und
europaweit kann eine verschärfte Attacke auf die sozialen Errungenschaften
in Deutschland verhindern. Wir brauchen eine starke Protestbewegung, die
sich den Plänen der Banker, Konzernchefs und deren Politiker zur Abwälzung
der Krisenkosten auf die arbeitende Bevölkerung in Europa entgegenstellen.
Die  Wirtschaftskrise  ist  genauso  international,  wie  der  brutale  soziale
Kahlschlag der herrschenden Konzerne und Banken und ihrer Regierungen.
Höchste Zeit, dass wir, die lohnabhängige Bevölkerung, Jugend und Rentner,
uns international  zur  Wehr setzen.  Deshalb versammeln wir  uns  am 25.
September auch in Berlin.

Rücknahme und Stopp aller Spardiktate!
Für einen drastischen Schuldenschnitt zugunsten Griechenlands und
Spaniens!
Massive Besteuerung der Superreichen!



 

Aufruf des Griechenland-Solidaritäts-Komitees Berlin

Weitere  UnterstützerInnen  sind:  Real  Democracy  Now!
Berlin/Griechenland,  15M  Berlin,  DIE  LINKE.  Berlin,  Sozialistisch-
demokratischer  Studierendenverband  (DIE  LINKE.  SDS),  Antifaschistisch-
Revolutionäre  Aktion  Berlin  (ARAB),  Sozialistische  Initiative  Berlin  (SIB),
Sozialistische Alternative  Voran (SAV),  Internationale  Sozialistische Linke
(isl),  Revolutionär-Sozialistischer  Bund  (RSB/  IV:  Internationale),  Gruppe
Arbeitermacht  (GAM),  Revolution,  Revolutionäre  Internationalistische
Organisation  (RIO),  Gruppe  soziale  Kämpfe  (GsK),  ATTAC  Berlin

Wir  weisen darauf  hin,  dass  eine  Minderheit  aus  REVOLUTION,  Gruppe
Arbeitermacht und RIO in dem Bündnis für eine weitere Forderung – die
Verstaatlichung der Banken und großen Konzerne unter Arbeiterkontrolle –
eintraten,  die  jedoch  von  der  Mehrheit  des  Bündnis  als  gemeinsame
Forderung  abgelehnt  wurde.

Frohes, Neues… Schuljahr?
Wir  alle  kennen  das  Gefühl  von  Freude,  nach  den  erneut  zu  kurz
gefühlten  Ferien,  Freunde  wiederzusehen,  unsere  Lieblingsfächer  zu
besuchen oder nach den Scherzen auf dem Schulhof während der Pausen.

Doch diese Freude bleibt uns nur allzu schnell im Hals stecken, wenn auch
nach  Jahren  unsere  Schulgebäude  nicht  renoviert  sind,  die  Karten  im
Georaum  noch  aus  der  Zeit  des  kalten  Krieges  zu  stammen  scheinen,
Schulmaterialien teurer werden, während sich unsere Klassen zunehmend
füllen  –  die  Liste  ist  endlos.  Und  so  wird  aus  Enttäuschung  oft  genug
berechtigte Wut, wenn jahrelang geforderte Gelder, anstatt in die Bildung
immer weiter in marode Banken investiert werden.
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Zwar wird uns gesagt, dass all  diese Entscheidungen zu unserem Besten
wären, doch nach zwei drei Schulwochen im neuen Jahr fängt sich jeder an
zu fragen, was eigentlich gut an diesem Umstand sein soll. Nun ist es nicht
einmal  so,  dass  wir  uns  diese  Umstände  selbst  ausgesucht  hätten,  die
Entscheidungen selbst getroffen hätten, die uns belasten. Genauso wie die
Arbeiter_Innen in den Betrieben nichts bestimmen können, obwohl sie das
Geld erarbeiten und sich eine gute Bildung für ihre Kinder erhoffen, haben
auch wir nur selten etwas zu sagen. Unsere Mitbestimmung werfen wir im
Kapitalismus alle vier Jahre in eine Wahlurne und somit oft genug in die
Tonne (insofern wir überhaupt schon wählen dürfen).

Doch in der Schule mangelt es nicht an Gremien, oder? Schließlich wählen
wir jährlich unsere Klassen-, Schul- und Jahrgangssprecher, die sich dann für
unsere Interessen einsetzen sollten. Doch wir alle wissen, dass die Themen
der  Schülervertretung  den  fehlenden  Uhren  im  Klassenraum,  einer
Kuchenverkaufsaktion  oder  im  äußersten  Fall  einer  Beschwerde  an  die
öffentlichen Verkehrsbetriebe gewidmet sind. Doch das ist kein Zufall, denn
die  Einflüsse  die  diese  Gremien  haben  sind  geringfügig.  Wenn  ehrlich
engagierte Schüler_innen über diesen Rahmen hinausschießen werden sie oft
mit Repressalien bestraft. Egal ob es die Vorladung beim Direktor ist, das
einen manch Lehrer_in danach auf dem Kieker hat oder sogar durch die
Schulkonferenz von der Schule verwiesen wird – wir Schüler_innen werden
sogar oft genug des Rechtes beraubt uns über die Miese Situation offen zu
beschweren.

Doch wir haben genügend Grund uns zu beschweren. So durften wir in den
letzten  Jahren viele  Kürzungen im Bildungssystem miterleben,  ob  immer
größer werdende Klassen, gestrichene Vertretungslehrerstellen oder durch
die Verkürzung der Schulzeit im G8-Abitur, die denselben Stoff in weniger
Zeit ohne eine Umstellung von Lehrplänen bedeuten. Doch nicht nur direkt
im Bildungsbereich waren wir Schüler_innen von Kürzungen betroffen. Auch
anderweitig  werden  wir  am  (selbstbestimmten)  Lernen  gehindert.
Beispielsweise führten die Mietpreissteigerung dazu, dass wir aus unserer
Wohngegend  und  weiter  weg  von  der  Schule  wohnen  müssen  –  was
gekoppelt an die steigenden Fahrtkosten noch verschlimmert wird. Die 5€



Hartz IV Erhöhung für die von uns, deren Eltern Arbeitslos sind, bewirken
hingegen gerade einmal, dass wir uns eine viertel Stunde kostenpflichtiger
Nachhilfe mehr im Monat leisten können!

Doch Alternativen – falls  unser schlechter Schulabschluss aufgrund eines
selektiven  Schulsystems  nicht  für  einen  guten  Job  reicht  –  werden  uns
herzensgut angeboten. JA!-, denn dank der neuen Bundeswehrreform müssen
die Feldjäger der Bundesrepublik nun auch auf neuen Jagdgründen Hatz
machen. Nämlich in deiner Schule! So werben sie mit fester Einstellung,
bezahlter Ausbildung und Zuschlägen für den „Demokratieexport“ mit dem
Maschinengewehr  unter  Slogans  wie  „Wir.Dienen.Deutschland(´s
Großkonzernen)“. Das die Zahl der psychisch zerstörten Heimkehrer enorm
ist, genauso wie die Kosten und Opfer die jährlich über den Jordan (ge-/er-
)schossen werden, wird verheimlicht. Selbstverständlich bedingen auch diese
immensen Ausgaben die Schließungen und Kürzungen in und um unsere
Schulen.  Während  also  weiter  an  unseren  Bildungseinrichtungen  und
Jugendclubs gekürzt wird (bei deren Existenz es sich manchmal „nur“ um
Millionenbeträge  handelt),  werden  Milliarden  in  unsinnige  Großprojekte
geschmissen – wir denken nur an S21 oder die läppischen 1,5 Milliarden
Euro, die nun mehr für den Bau des neuen Berliner Flughafens anfallen,
damit  wir  endlich  diese  beiden  anderen  hässlichen  Flughäfen  schließen
können, die es schon gibt.

All diese Symptome zeigen auf, das Bildung im Kapitalismus nur ein Ziel
verfolgt und auch nur eins verfolgen will, nämlich die Vorbereitung auf

den Arbeitsmarkt zugunsten der Chefs und Bosse. Denn billige Arbeitskraft
ob über Leiharbeit oder unbezahlte Praktika brauchen die Kapitalist_Innen
um trotz der gigantischen Unkosten immer noch den nötigen eigenen Profit
zu erwirtschaften, um ihn durch Spekulationen wieder durch Finanzkrisen zu
verlieren.  Da  macht  es  doch  nur  Sinn,  dass  das  verlorene  Geld  durch
Kürzungen in der Bildung zurückgeholt wird, oder?

Doch auch wenn das neue Jahr alte Probleme mit sich bringt – Es muss nicht
so bleiben! Student_innen von Chile, über Quebec bis zu den Bildungsstreiks
in Deutschland haben gezeigt, dass wir uns wehren können.
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Deshalb fordern wir auch im neuen Schuljahr:

Die volle Ausfinanzierung und neue Investitionen in den Aufbau und
Betrieb von Jugendclubs, Bildungseinrichtungen, Kultur-, Sport- und
Freizeitangeboten, bezahlt aus den Kassen der Kapitalist_innen – Für
einen Sofortplan von 40 Milliarden Euro zusätzlicher Investitionen im
Bildungsbereich bis 2018!
Lehrpläne und Bildung, die nicht unter der Kontrolle von staatlichen
Bürokrat_innen, Konzernchefs und wenigen Professor_innen stehen –
Für  selbstverwaltete  Bildung  durch  Lehrende  und  Lernende.  Die
Schulinhalte sollten sich nicht an den Interessen der Kapitalist_innen
ausr ichten,  sondern  durch  Gremien  der  Jugend-und
Arbeiterbewegung  festgelegt  werden!
Die  sofortige  Einstellung  von  bundesweit  100´000  neuen
Lehrer_Innen.
Die Schaffung von selbstverwalteten Freiräumen und ein prinzipielles
Verbot  für  Mi l i tär ,  S icherhei tsd ienst  und  Pol ize i  in
Bildungseinrichtungen!

Doch  nicht  zuletzt  muss  es  jemanden  geben,  der  diese  Forderungen
umsetzen kann. Deshalb treten wir für die Organisierung von Aktivist_innen
an Schulen in selbstbestimmten Streikkomitees ein. Überall, wo wir können,
werden  wir  von  REVOLUTION  uns  gemeinsam  mit  euch  für  solche
Strukturen  einsetzen,  deren  Ziel  es  sein  muss  eine  bundesweite
Kampfstruktur  aller  Jugendlichen  im  Bildungsbereich  zu  schaffen  –  eine
kämpferische Schüler_innen und Studierendengewerkschaft!

Artikel von Wilhelm Schulz und Alester Fröhlich, REVOLUTION-Berlin



Erster Mai 2012 – Generalstreik
Europaweit,  Revolution
International!

Das  deutsche  Kapital  bestimmt
in  Griechanland  und  ganz
Europa, wie die Lohnabhängigen
und Jugendlichen für die Krise zu
zahlen haben!

Die  letzten  drei  Jahre  waren  weltweit  durch  eine  neue  Welle  massiver
sozialer  Angrifffe  gekennzeichnet.  Drastische  Sparpakete  wurden  in  fast
allen  europäischen  Ländern  geschnürt.  Es  gab  hunderttausende
Entlassungen  in  Ländern  wie  Griechenland,  Italien,  Spanien  und
Großbritannien,  Löhne  wurden  gekürzt  und  Sozialausgaben  gestrichen,
während Milliarden zur Rettung von Banken und Konzernen bereitgestellt
wurden. Das Kapital machte eindeutig klar, dass die einfache Bevölkerung
für die Krise des Kapitalismus zahlen soll!

Diese  Umverteilungspolitik,  die  vor  allem  in  Süd-  und  Osteuropa  zu
fortschreitender Verarmung und Verelendung führt, wurde zunehmend von
Schreibtischen der deutschen Wirtschaft und ihrer Regierung diktiert.

"Wir sind es Wert." - Wie viel waren
sich  wohl  die  Bürokraten  Bsirske
und Co. Wert, als sie die Tarifrunde
dieses Jahr ausverkauften?

Gleichzeitig  fanden  und  finden  dieses  Jahr  in  Deutschland  wichtige
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Tarifkämpfe  statt,  die  nicht  nur  ökonomische  Forderungen  aufwerfen.
Nachdem die faulen Kompromisse der letzten zehn Jahre zwischen DGB-
Führung  und  Kapital,  zu  Reallohnverlusten,  Lohnverzicht  und
Standortpatriotismus führten,  gibt  es  immer mehr Gründe,  um dem eine
klassenkämpferische Perspektive entgegen zu setzten – besonders nachdem
die Ver.di Führung einem weiteren faulen Kompromiss zustimmte! Es geht
also darum, dass die deutschen Arbeiter_innen mit der sozialdemokratischen
Führung aus DGB-Bürokratie,  SPD und LINKE brechen,  die den sozialen
Frieden  im  „Heimatland“  um  jeden  Preis  aufrechterhalten,  der  es  dem
deutschen  Kapital  ermöglicht  in  ganz  Europa  die  Axt  des  sozialen
Kahlschlags  zu  schwingen!

Erster Mai 2010 in Istanbul
-  s o l c h e  g e e i n t e n
Massendemonstrationen
von  Gewerkschafter_Innen,
J u g e n d l i c h e n ,
E r w e r b s l o s e n ,
M i g r a n t _ i n n e n  u n d
politischen  Organisationen
der  Arbeiterklasse  müssen
auch in Deutschland wieder
d a s  G e s c h e h e n
beeinflussen!

Die sozialen Angriffe die gerade in Griechenland getestet werden, können in
Zukunft  auch  uns  treffen.  Was  wir  brauchen  sind  daher  europaweite
Verbindungen des politischen und gewerkschaftlichen Widerstands, damit in
den  nächsten  Jahren  soziale  Auseinandersetzungen  wieder  gewonnen
werden.  Denn  der  Hauptfeind  steht  im  „eignen“  (Deutsch-)  Land!

Trotzdem  wäre  es,  angesichts  eines  international  organisierten  Gegners
falsch nur eine europäische Perspektive der Bewegung zu entwickeln. Nur
eine  weltweit  koordinierte  Widerstandsbewegung,  gestützt  auf  die
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Lohnabhängigen und die Jugend, kann einen effektiven Kampf gegen die
Verschlechterung unserer Lebensverhältnisse führen und uns zurück in die
Offensive bringen.

Die  Generalstreiks  in  Griechenland  und  Spanien,  Massenproteste  in
Russland,  Ungarn,  Großbritannien  und  Italien  haben  gezeigt,  dass
Widerstand möglich ist  –  das die Massen bereit  sind für ihre Rechte zu
kämpfen.  Dieser  Wille  zu  Veränderungen,  gekoppelt  mit  einem
revolutionären  Programm,  könnte  dieses  System  nicht  nur  ins  wanken,
sondern zu Fall bringen. Lasst uns daher dieses Jahr den 1. Mai wieder zu
einem Tag der international koordinierten Massenaktion machen. Für einen
Kampftag der Arbeiterklasse der einen ersten Schritt im Kampf gegen das
deutsche Kapital, gegen die internationale Krise und für eine globale Anti-
Krisenbewegung macht!

Revolutionärer  erster  Mai,  2009  in
Berlin - REVOLUTION war selbst im
vorderen  Teil  des  Jugendblocks  als
kämpferische  und  lautstarke  Kraft
deutlich erkennbar. Auch dieses Jahr
wollen  wir  wieder  mit  dir  für  eine
revolutionäre  Pol i t ik  auf  die
Demonstrationen  an  diesem  Tag
gehen!

Beteiligt euch in klassenkämpferischen und antikapitalistischen Blocks an
den gewerkschaftlichen und revolutionären Demonstrationen gemeinsam mit
REVOLUTION! Lasst uns jetzt für folgende Forderungen kämpfen:

Für  einen  Mindestlohn  von  11€/Stunde,  egal  welchen  Alters,
Geschlechts oder Herkunft!  Arbeitszeitverkürzung auf  30 Stunden
bei vollem Lohn- und Personalausgleich!
Für  die  Zurücknahme  aller  Spar-  und  Kürzungspakete!  Für  die
Streichung aller Schulden von Ländern wie Griechenland, Spanien
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und Italien!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Konzerne,  die  Entlassungen,
Schließungen  oder  massive  Lohnkürzungen  androhen!  Für  die
Verstaatlichung  der  Banken  zu  einer  zentralen  Staatsbank  unter
Arbeiterkontrolle, macht den Spekulationen auf Zinsen, Schulden und
Lebensmittel ein Ende!
Für den Aufbau lokaler Aktionskomitees und deren bundesweite und
internationale Vernetzung! Für ein europaweites Aktionsbündnis der
Gewerkschaften, Arbeiterparteien und linken Jugend-, Frauen- und
Migrantenorganisationen!  Für  europaweit  koordinierte
Massenaktionen, mit dem Ziel unbefristeter Generalstreiks, die die
Regierungen des Kapitals stürzen können!
Für  eine  neue  revolutionären  Jugendinternationale!  Für  eine
revolutionäre Weltpartei  der Arbeiterklasse – Für den Aufbau der
fünften Internationale!

Bildungsstreik  2011  –
Zehntausende  gegen
Bildungsabbau und Krise

In  über  40  S täd ten
g i n g e n  S c h ü l e r ,
S t u d i e r e n d e ,
Auszubildende,  Eltern
und Lehrer,  wie  hier  in
Nürnberg auf die Straße.
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Vom  7.-20.11.  fanden  die  von  der  „Internationalen  Studenten-  und
Schülerbewegung“ (ISM) ausgerufenen „Global Weeks of Education“ statt.
Auch  in  Deutschland  entschloss  sich  Mitte  September  ein  Bündnis  aus
Jugendorganisationen,  Schulstreikkomitees  und  der  Gewerkschaftsjugend,
zum  ersten  Mal  seit  2009  zu  bundesweit  koordinierten  Protestaktionen
aufzurufen.

Allein die Tatsache, dass es im September zu einer Konferenz kam, an der
sich Vertreter_innen aus circa 20 Städten versammelten, um über Aktionen
gegen  Bildungsabbau  und  Krise  zu  diskutieren,  konnte  man  als  Erfolg
verbuchen.  Doch  recht  schnell  wurde  klar,  dass  ein  wichtiger  Teil  der
Bewegung nicht bereit war, die Fehler der Vergangenheit zu diskutieren und
die  nötigen  Konsequenzen  zu  ziehen.  Politisch  gesehen  waren  die
Perspektiven, die die Bewegung in den letzten drei Monaten entwickelte,
eher  schwach,  obwohl  sie  in  weiten  Teilen  durch  linksradikale  Gruppen
geführt wurde.

In  Ber l in  zogen  rund  7000
Demons t ran ten  durch  d i e
Innenstadt.  Unter  ihnen  auch
Aktivisten aus dem "BSB - Bündnis
Streikkomitee  Berlin",  welches
bereits  am  morgen  mehrere
h u n d e r t  S c h ü l e r  d u r c h
S t r e i k p o s t e n  u n d
Spontandemonstrationen  vor
Schulen  mobilisieren  konnte!

Das größte  Problem der  Bewegung war  aber  mit  Sicherheit  die  äußerst
ger inge  Bete i l igung  der  großen  re formis t i sch  ge führten
Jugendorganisationen, wie Solid oder den Jusos. Auch die Beteiligung der
Autonomen und des Antifamilieus war schwach. Obwohl in über 40 Städten
Aktionen  stattfanden,  war  die  Zahl  der  Teilnehmer_innen  mit  einigen
Zehntausend  geringer  als  bei  früheren  Streiks.
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Nichtsdestotrotz war es möglich, einen gewissen Stamm an Aktivist_innen
für  die  Mobilisierungen  zu  begeistern.  Speziell  in  Berlin  und  Köln,  den
Zentren der Proteste, wurde deutlich, dass der Bildungsstreik mittlerweile
über eine Schicht an hoch politisierten Jugendlichen verfügt, die nicht nur an
ausgerufenen Protesten teilnimmt, sondern selbst dazu in der Lage ist, diese
zu organisieren, an Schulen und Universitäten selbst dafür zu mobilisieren
und Basisstrukturen aufzubauen.

Eine  bundesweite
Bildungsstreikkonf
e r e n z  i s t
unerlässlich,  will
m a n  d a s
g e w o n n e n e
P o t e n t i a l  f ü r
Pro tes te  2012
nutzen.

Auch wenn nur die politisierteren, bewussteren Jugendlichen für die Proteste
im  November  gewonnen  werden  konnten,  so  waren  diese  trotzdem  ein
Erfolg. Sie waren auch wichtig, um das Mobilisierungspotenzial für mögliche
Proteste gegen die Krise und den weiteren Bildungsabbau zu überprüfen.
Denn es ist davon auszugehen, dass sich die verschärfende Wirtschaftskrise
sowie bereits verabschiedete Sparmaßnahmen, wie z.B. die Schuldenbremse
auch 2012 weiter in Kürzungen im Jugendbereich ausdrücken werden. Auch
die  Überbelastung  an  den  Universitäten  und  der  Mangel  an
Ausbildungsplätzen  werden  sich  im  nächsten  Jahr  kaum  ändern.

Deshalb braucht die Bewegung zu Beginn 2012 eine bundesweite Konferenz,
die nicht nur die Proteste auswertet und eine notwendigerweise kritische
Bilanz  der  vergangenen  zwei  Jahre  zieht.  Es  ist  außerdem  wichtig,
längerfristige Perspektiven,  sowie konkrete Planungen konkreter  Proteste
2012 zu diskutieren. Eine der wichtigsten Aufgaben für Revolutionär_innen
und  junge  Antikapitalist_innen  muss  in  diesem  Zusammenhang  sein,
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einerseits  die  Gewerkschaftsjugend  und  die  reformistischen
Massenorganisationen in die Proteste zu integrieren und gleichzeitig für eine
klassenkämpferische  Politik  gegen  Krise  und  Bildungsabbau  in  der
Bewegung  einzutreten.

Ein Artikel von Georg Sax, REVOLUTION-Berlin, ebenfalls erschienen
in der Neuen Internationale

Neue Schuldenkrise  –  oder  wie
die  Wirtschaft  den  Bach
runtergeht…
In den letzten Monaten berichteten die Medien wieder häufiger über die
„Eurokrise“ in der EU, über Schuldenprobleme von Griechenland, Portugal,
Spanien  und  Italien.  Gleichzeitig  gab  es  im  Juli  und  August  eine  US  -
amer ikan ische  Schu ldenkr i se ,  sogar  über  e ine  mögl iche
„Zahlungsunfähigkeit“  der  USA  wurde  spekuliert,  bis  dann  die  beiden
Kammern  der  USA(Senat  &  Repräsentantenhaus)  eine  Erhöhung  der
Schuldengrenze  beschlossen.

In unserem Artikel wollen wir uns mit den Gründen für die Schuldenkrise
beschäftigten, wieso die aktuelle Krise direkt mit der Wirtschaftskrise von
2008 zusammen hängt, was die astronomischen Summen eigentlich mit uns
zu tun haben und welche Auswirkungen sie auf uns haben werden!

Woher kommen denn die ganzen Schulden?

Derzeit wird viel über die Schuldenquote bestimmter Staaten gesprochen, so
liegt die Schuldenquote Griechenlands bei fast 160% – aber was heißt das
eigentlich? Bei dieser Quote werden die Gesamtschulden eines Staates, in
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Beziehung zum jährlichen Bruttoinlandsprodukt (BIP) gesetzt, das BIP fasst
alle Umsätze einer Volkswirtschaft zusammen.

Griechenland  erwirtschaftete  2010  ein  BIP  von  230  Milliarden  €,  die
Schuldenquote lag bei ca. 125% – damit überstieg die Schuldenmenge das
jährlich erwirtschaftete BIP um 25%. In Griechenland entwickelte sich diese
Quote in den letzten 4 Jahren rasant. 2007 lag diese Schuldenquote noch bei
95.7%, für 2011 wird eine Quote von 157% erwartet.

Diese Entwicklung trifft für alle Staaten der EU zu, wie auch für die USA &
Japan – so erhöhten sich die Staatsschulden der BRD, USA und Japan in den
letzten vier Jahren um ein Drittel oder mehr. Wie bei privaten Schuldnern,
gibt es für Staaten sogenannte „Ratingagenturen“, die die Kreditwürdigkeit
der Staaten bewerten. Diese „Ratings“ bestimmen wie viel Zinsen die Staaten
für ihre Schulden bezahlen müssen, die BRD hat ein sehr gutes Rating (AAA)
und bezahlt derzeit weniger als 3% Zinsen für ihre Schulden – Griechenland
z.B. hat ein sehr schlechtes Rating (B1) und müsste auf dem Finanzmarkt
25% Zinsen für die Kredite zahlen.

Nun haben die Staaten aber keine neuen Schulden aufgenommen, um den
Beschäftigten, der Jugend oder den Rentnern Wohltaten zu schenken. Woher
also kommen die Schulden? Die Schulden wurden aufgenommen, um den
Banken  und  Unternehmen  zu  helfen.  Diese  hatten  in  der  Finanz  –  und
Wirtschaftskrise 2008/2009 riesige Verluste angesammelt. Bei den Banken
hießen diese Verluste „toxische Papiere“. Aus der Chemie wissen wir, das
„toxisch“ ein sehr unangenehmer Zustand ist, bei den Banken hieß das, das
viele Kredite quasi nichts mehr wert waren. In der Situation übernahmen die
Staaten diese „toxischen“ Papiere mit direkten Finanzhilfen und sogenannten
Bürgschaften,  welche  von  den  Banken  in  Anspruch  genommen  werden
konnten.

In der BRD bürgte die Regierung beispielsweise mit 125 Milliarden € für die
„Hypo Real Estate“ und legte den „SOFFIN“ Fond in Höhe von circa 500
Milliarden € an, von dem sich dann verschiedene Banken und Finanzinstitute
Kredite abholen konnten. Ähnliche „Rettungsmaßnahmen“ gab es in den EU
Staaten, der USA und Japan – insgesamt wurden mehrere Billionen Euro den



Finanzmärkten und Banken zur  Verfügung gestellt.  Die  Finanzmittel  der
damaligen Krise sind die Schulden von Heute. Die Staaten nahmen diese
Schulden entweder bei den Zentralbanken (wie die FED in den USA oder die
Bundesbank in der BRD) oder den privaten Banken auf – mit diesen Schulden
wurde die Pleite von Banken und Unternehmen verhindert und die Profite
der Kapitalisten gesichert.

Die Ratingagenturen – oder gib mir ein „Triple A“!

Seit 2008 haben die Staaten den Finanzmarkt mit Billionen finanziert und
gestützt!  Damit  wurden  die  eigenen  Staatsschulden  erhöht.  Besonders
zugespitzt hatte sich diese Entwicklung beim „reichsten“ Land der Welt – den
USA. In den USA gibt es eine „Schuldenobergrenze“. Diese lag bis Anfang
August  bei  14.3 Billionen $.  Für dieses Jahr ist  zu erwarten,  dass diese
Grenze  überschritten  werden  muss,  wenn  die  USA  ihre  Zinsen,  die
öffentlichen  Beschäftigen  oder  das  Militär  bezahlen  will.  Anfang  August
wurde diese Grenze um 2.6 Billionen $ erhöht, dieses Jahr wird allein der US-
Haushalt (also ohne Bundesstaaten und Kommunen) 800 Milliarden $ neue
Schulden aufnehmen müssen. Dieser Vorgang ist nichts neues in der US-
Geschichte.  Im  Durchschnitt  wurde  alle  zwei  bis  drei  Jahre  die
Schuldengrenze von der US-Regierung erhöht, seit 1945 neunzehn mal.

Nachdem die Grenze jetzt erhöht wurde, gab es aber eine Abstufung der
Kreditwürdigkeit der USA durch die Ratingagentur „Standard & Poor“.
Die bisherige Topbewertung AAA wurde auf AA+ gesenkt. Konkret bedeutet
das höhere Zinsen für die USA für künftige Kredite. Gleichzeitig wurden auch
die  EU  Staaten  Portugal  und  Italien  abgewertet  –  danach  sanken  die
Börsenkurse  und  vernichteten  im  August  circa  25%  der  weltweiten
Börsenwerte.

Die  Ratingagenturen  sind  private  Unternehmen,  die  im  Auftrag  der
Großbanken die Kreditwürdigkeit von Staaten, Kommunen und Unternehmen
bewerten  –  nach  diesen  Bewertungen  wird  das  jeweilige  Zinsniveau
bestimmt.

Der französische Präsident Sarkozy bezeichnete es als „nationale Aufgabe“
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für Frankreich die Topbewertung AAA zu behalten, gleich im Anschluss gab
es ein weiteres Sparpaket, nachdem bereits 2010 ein Sparpaket mit massiven
Sozialkürzungen  durchgesetzt  wurde.  In  dieser  Zeit  sprach  sogar  die
„Financial  Times  Deutschland“  von  einer  „Diktatur  der  Ratingagenturen“.

Wie das Kapital die Krise lösen will…

Am Beispiel Griechenland können wir beobachten wie sich das Kapital eine
„Krisenlösung“ vorstellt. Der griechische Staat bekommt Kredite von der EU
und der EZB (Europäische Zentralbank), damit sollen die bisherigen Kredite
abbezahlt  werden.  Das  erklärt  auch  zu  großen  Teilen  die  gestiegene
Schuldenquote Griechenlands in den letzten beiden Jahren. Um diese Kredite
zu bekommen muss der griechische Staat aber zunächst massive Angriffe
und  Kürzungen  gegen  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  durchführen.  Dazu
gehören die Erhöhung der Lebensarbeitszeit, die Kürzung der Gehälter der
öffentlichen Beschäftigten, die Erhöhung der Verbrauchssteuern und eine
massive Privatisierung des noch vorhandenen öffentlichen Eigentums. Erst
die  Verabschiedung  dieser  „Spargesetze“,  welche  direkt  durch  die  EU-
Bürokratie und die BRD als imperialistischem Hegemon, der griechischen
Regierung vorgeschrieben wurden, gab man die Kredite an Griechenland
frei.

In der EU wird nun eine „Schuldenbremse“ von der BRD und Frankreich
vorgeschlagen. Diese „deutsche“ Erfindung beinhaltet ein Gesetz, nachdem
EU-Staaten  ab  einem  bestimmten  Jahr  überhaupt  keine  Schulden  mehr
machen dürfen. In der BRD steht das nun im Grundgesetz – ab 2016 darf der
Bund keine neuen Schulden mehr aufnehmen, ab 2020 die Bundesländer und
die Kommunen.

Ähnliches,  wenn auch unter anderen Bedingungen,  geschah in den USA.
Gleichzeitig mit der Erhöhung der Schuldengrenze wurde auch ein Sparpaket
in  gleicher  Höhe  verabschiedet.  Das  war  die  Voraussetzung  für  die
„oppositionellen“  Republikaner,  der  Erhöhung  überhaupt  zu  zustimmen.

Diese  Sparpakete  sind  die  Antwort  von  Kapital  und  Staat  auf  die
Schuldenkrise.  Wurden  die  Schulden  aufgenommen um die  Verluste  des



Kapitals  während der Krise aufzufangen und gleichzeitig neue Profite zu
sichern, sollen die Staaten jetzt weltweit die Kosten für die Schulden direkt
auf  die  Arbeiterklasse,  große  Teile  des  Kleinbürgertums und die  Jugend
abwälzen.  Dazu  werden  zum  einen  die  Sozialleistungen  massiv  gekürzt,
während gleichzeitig  eine neue Privatisierungswelle  gestartet  wurde.  Vor
allem staatliche Unternehmen, aber auch Bereiche wie Gesundheit, Verkehr,
Rente  und Bildung,  von  denen sich  das  Kapital  noch zusätzliche  Profite
verspricht, sollen privatisiert werden.

Die Krise heißt Kapitalismus!

Die momentane Schuldenkrise, wurde vom Kapital, beziehungsweise den
Kapitalisten  verursacht.  Während  alle  Profite  den  Kapitalbesitzern
„gehören“,  die  sich  durch  Ausbeutung  aneignen  und  über  die  Börse
auszahlen  lassen,  müssen  die  Verluste  von  der  Allgemeinheit  getragen
werden.

Wenn jetzt die EU einen Rettungsfond für die Euro-Zone auflegt, so ist dieser
Fond nur zur Rettung der Banken und Absicherung der Staatsanleihen da,
genau wie die sogenannten „Euro Bonds“.

Die  Nationalstaaten  dienen  dabei  dem  Kapital  als  Versicherung  seiner
Geschäfte.  Durch  vielfache  Steuersenkungen  bleibt  der  Profit  meist
unangetastet,  durch  Polizei  und  Militär  wird  jeder  mögliche  Widerstand
national und international bekämpft und durch Bürgschaften und Kredite
wird der Finanzmarkt zahlungsfähig gehalten. Nur durch die Hilfen seit 2008
sind die Banken und das Kapital heute in der Lage ganze Volkswirtschaften
in den Ruin zu treiben, um sie dann gänzlich unter ihre Profitkontrolle zu
stellen.

Aufgrund dieser  aktuellen  Fonds  und Bürgschaften  werden die  nächsten
Sparpakete  bereits  aufgelegt.  In  Frankreich  werden  neue  Maßnahmen
beschlossen
und  in  Spanien  wird  die  „Schuldenbremse“  eingeführt.  Diese
„Schuldenbremse“ wird die soziale Realität der nächsten Jahre bestimmen,
weitere  Kürzungen,  Entlassungen  und  Privatisierungen  stehen  auf  der
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Tagesordnung.

Dagegen  müssen  wir  Widerstand  organisieren,  besonders  in  den
europäischen Gewerkschaften. Während in Frankreich und Griechenland die
Gewerkschaften  zum Generalstreik  getrieben  wurden,  begnügte  sich  der
DGB in der BRD mit Standortpolitik und stillhalten. Deswegen müssen wir
die Beschäftigten und die Basis  der Gewerkschaften gemeinsam mit  den
Jugendlichen und Arbeitslosen gegen die nächsten Sparpakete organisieren
und schlagkräftige Bündnisse aufbauen.

Von  der  deutschen  Revolutionärin  Rosa  Luxemburg  ist  der  Ausspruch
„Sozialismus oder Barbarei“bekannt, dieser wurde vor dem 1.Weltkrieg von
ihr  geprägt.  Heute  ist  er  aktueller  denn  je,  denn  dieses  System  hat
abgewirtschaftet.  Während  Hungerkatastrophen,  wie  in  Ostafrika
zehntausende  von  Menschen  heimsuchen  und  jährlich  Hunderttausende
sterben  lassen,  in  einem  Wirtschaftssystem,  dass  die  ökologischen
Grundlagen  der  Menschheit  vernichtet  –  in  so  einer  Situation  soll  uns
interessieren,  welche  Buchstaben  eine  Ratingagentur  über  die
Kreditwürdigkeit  einer  Volkswirtschaft  veröffentlicht?  Erbärmlicher  geht’s
eigentlich nicht!

Gefordert ist nun ein entschlossener internationaler Widerstand gegen den
Kapitalismus, wir haben unsere Antwort Rosa Luxemburgs Frage. Für eine
Gesellschaftsordnung die den Interessen der Mehrheit gehorcht und nicht
den Profit -und Zinserwartungen einer kleinen parasitären Elite.

Wir  zahlen  nicht  für  ihre  Krise!  Organisiert  euch  gegen  die
Sparpakete  und  die  Krise  –  baut   Organe  des  Widerstandes  im
Betrieb, in der Schule und im Stadtteil auf!
Für  die  entschädigungslose  verstaatlichung  der  Banken  zu  einer
zentralen Staatsbank,  sowie  aller  Unternehmen,  die  Entlassungen
oder Gehaltskürzungen fordern, unter Arbeiterkontrolle!
Für das Recht der Beschäftigten und der Arbeiterbewegung Einsicht
in die Geschäftsbücher der Großkonzerne und Banken zu haben!
Vom Abwehrkampf zur Offensive! Gegen Hartz IV, die Rente mit 67
und die Gesundheitsreformen der vergangenen Jahre! Bekämpft die



Leiharbeit, für einen Mindestlohn von 11 Euro die Stunde!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf – für eine 35-Stunden Woche und
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich!
Fordert die Gewerkschaften und Arbeiterparteien zur Aktion auf und
organisiert in ihren Reihen eine kämpferische Basisbewegung!
Gegen  Krise  und  Kapital  –  der  Widerstand  muss  international
koordiniert werden! Gegen Chauvinismus und nationalistische Hetze
gegen  „die  faulen  Griechen“,  „gegen  die  Migranten  die  unsere
Arbeitsplätze  klauen“  oder  ähnliche  Verleumdungen,  die  unseren
Widerstand  spalten!  Für  europaweite  Aktionen  gegen  die
Sparangriffe  und  die  Auswirkungen  der  Krise,  die  Führer  der
Gewerkschaften und Arbeiterparteien müssen zur Unterstützung von
Aktionen wie koordinierten Streiks, Massenprotesten, Besetzungen
bis hin zum Generalstreik gezwungen werden!
Widerstand  braucht  Organisation  –  wenn  ihr  gegen  Krise  und
Kürzungen  kämpfen  wollt,  dann  organisiert  euch  gemeinsam mit
REVOLUTION!


